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24. Änderung Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan „SO Photovoltaik Hasenäcker“ 

 

Zusammenfassende Erklärung gem. § 6a Abs. 1 BauGB 

 

 

1. Berücksichtigung der Umweltbelange 

 
Zur Berücksichtigung der Umweltbelange (insb. Boden, Fläche, Wasser, Klima/Luft, Tiere und 
Pflanzen, Landschaft, Mensch sowie Kultur- und Sachgüter) wurde gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt 
wurden. 
 
Die Einzelheiten der Umweltprüfung sowie die Auswirkungen der Planung auf die einzelnen 
Schutzgüter sind dem Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zur Änderung des Flächen-
nutzungsplanes (Teil B) zu entnehmen. 
 
Die Berücksichtigung der Umweltbelange ist im Wesentlichen durch folgende Empfehlungen für 
die verbindliche Bauleitplanung erfolgt: 

- Umwandlung von Acker in Extensivgrünland im Bereich des Sondergebietes (Schafbe-

weidung, alt. Mahd mit spätem ersten Schnittzeitpunkt zum Aussamen von Kräutern 

und zum Schutz von Bodenbrütern) 

- Beschränkung der max. Höhe baulicher Anlagen 

- Geringe Bodeninanspruchnahme durch Verankerung der Module durch Ramm- oder 

Schraubfundamente und unbefestigte Ausführung interner Erschließungswege 

- Verwendung kleintierdurchlässiger Zäune zwischen PV-Anlagen und Ausgleichsflächen 

- Versickerung des (über die Module) anfallenden Niederschlagswassers vor Ort 

- Verwendung von Energiespeichern mit automatisierter Löschvorrichtung, die keine 

wasser- oder schaumhaltigen Löschmittel verwenden 

 
Bestandteil der Umweltprüfung war auch eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, die zu 
dem Ergebnis kam, dass konfliktvermeidende Maßnahmen und CEF-Maßnahmen für Feldvögel 
(insbesondere die Feldlerche) erforderlich sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände im 
Sinne des § 44 BNatSchG zu vermeiden. 
 
Die Einzelheiten sind den Planunterlagen (einschließlich Begründung und Umweltbericht) zu ent-
nehmen. 
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2. Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

 

Die im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach den §§ 3 und 4 BauGB ein-

gegangenen Stellungnahmen wurden geprüft und bei der Abwägung der öffentlichen und priva-

ten Belange berücksichtigt. 

 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden dabei zahlreiche, über-

wiegend die verbindliche Bauleitplanung sowie die spätere Bauausführung betreffende Hin-

weise, Anforderungen und Empfehlungen zur Berücksichtigung ihrer Belange vorgebracht. 

Diese Belange wurden gegeneinander und untereinander abgewogen und, soweit erforderlich 

und angemessen, berücksichtigt. 

 

Wesentliche Einwendungen bzw. entgegenstehende Belange betrafen insbesondere die Inan-

spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen und die Betroffenheit der Feldvogelkulisse für den 

Kiebitz. Die damit einhergehenden Zielkonflikte wurden unter Berücksichtigung der entgegen-

stehenden öffentlichen und privaten Belange sowie des überragenden öffentlichen Interesses 

am Ausbau der erneuerbaren Energien zugunsten der Planung abgewogen. 

 

Im Ergebnis führten die im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung vorgebrachten 

Belange zu keinen Änderungen oder Ergänzungen der Planung zur Änderung des Flächennut-

zungsplans. 

 

Die Einzelheiten der Behandlung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sind den 

entsprechenden Verfahrensunterlagen zu entnehmen. 

 

 

3. Gründe für die Wahl des Plans nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 

anderweitigen Planungsmöglichkeiten: 

 

Die Planung erfolgte auf Antrag eines Vorhabensträgers, der das Nutzungsrecht des Flurstücks 

für die beabsichtigte Betriebsdauer des Solarparks hat.  

Im LEP und Regionalplan wird vorrangig die Nutzung von vorbelasteten Standorten als Ziel for-

muliert. Aufgrund der den Geltungsbereich querenden Freileitung und der Nähe zur Staats-

straße kann das Gebiet als vorbelastet eingestuft werden. 

Weiterhin wurden dem Vorhabenträger keine besser geeigneten Flächen durch den Landwirt 

oder die Gemeinde angeboten. 

Da die Ziele des Klimaschutzes aufgrund des spürbaren Klimawandels immer mehr an Bedeu-

tung gewinnen, möchte die Gemeinde hierzu, auch in Verantwortung gegenüber heutigen und 

zukünftigen Generationen, ihren Beitrag leisten. Die vorliegenden Flächen stehen für die Pla-

nung einer PV-Anlage unmittelbar zur Verfügung. Sie sind aufgrund der Lage neben Infrastruk-

tureinrichtungen geeignet, weswegen die Planung am vorliegenden Standort aufgrund dessen 

Eignung weiterverfolgt wurde. 

 
 

Nürnberg, den 30.09.2026 
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